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NATO-Konferenz in Kleve 
Globale Kriegsführung  
von deutschem Boden 
Am Niederrhein trainieren  
die Selbstmordattentäter  
an der Menschheit  
Der nebenstehenden Kurzmeldung in der jungen Welt 
vom 20.11.2014 liegt u.a. das nachfolgende Interview  
zugrunde. 
 
Gespräch  Ulrich Sander (www.nrw.vvn-bda.de)  
mit Bernhard Trautvetter (BT, Essener Friedensforum)  
 
Von der Luftbasis Ramstein, der Kommandostelle Africom in 
Stuttgart oder der Kaserne im nordrheinwestfälischen Kalkar 
werden amerikanische Drohnen bereits weltweit navigiert."  
So berichtete die „ZEIT“ am 27.10.14. Dass auch Kalkar 
zum mörderischen Dreieck gehört, wurde  bisher in den 
Medien übersehen. Friedensbewegte halten seit zwei 
Jahren mit Aktionen dagegen. 
 
BT Im Grunde genommen wird nun die Antiatombewegung seit den siebziger Jahren hier in Kalkar 
fortgesetzt. Die führte hier in am Niederrhein zum Baustopp des Schnellen Brüters, der immer 
auch die Schaffung von Material für die Bombe vorsah. Dass es nun wieder erforderlich ist, in 
Kalkar zu demonstrieren und zu protestieren, das hängt mit der aggressiven Nato-Strategie und 
der Bundeswehrreform zusammen. Sie führte in vielen Städten zur Verringerung der Mannschafts-
stärken der Bundeswehr. Doch hier in Kalkar wird nun auf 1500 Experten des Tötens aufgestockt. 
Sie navigieren die NATO- und deutschen Luftoperationen weltweit nördlich der Alpen. 
 
Die Menschen damals erkannten die Gefahr und gingen millionenfach auf die Straße. Die Gefah-
ren sind weiter angewachsen. Jetzt wird in Kalkar die Kriegsführung des dritten Jahrtausends 
geplant und vorbereitet. Das stellten Sie fest. Worauf stützen sie sich damit? 
 
BT Wie weit das geht, lassen hiesige NATO-Jahreskonferenzen ahnen. Vor zwei Jahren hatte 
man das Thema „Kriegsführung (Warfare) im 21. Jahrhundert“. Ein Soldat, mit dem ich darüber 
hier am Kasernenzaun sprach, verteidigte: ,Warfare‘ könnte auch ,Handwerk‘, nicht unbedingt 
‚Führung‘ heißen. Ich blickte ihn nur zweifelnd an, und er gab mir sofort Recht, dass sei in der Tat 
keine kluge Beschönigung gewesen. Mitte November findet hier in der Nähe wieder die Tagung 
des Kalkarer Joint Air Power Competence Center (Zentrum für Vereinte Luft-Streitkraft-Kompe-
tenz) statt. Diesmal unter dem Titel „Future Vector“. Dieser Pfeil oder Vector steht nicht für einen 
schnellen Weg in die Zukunft. Er fliegt über Europa ins All. Er kann die Zukunft der Menschheit 
tödlich treffen: Man spricht im Tagungsmaterial von „Nexus“. Das ist das Wort für die Verbindung 
aller Elemente der Kriegsführung.  
 

NATO-Konferenz  
in Kleve
Kleve. »Arbeite zusammen oder 
verliere an Bedeutung«: Unter 
dieser Losung stand die NATO-
Konferenz »Future Vector« in 
Kleve, die am heutigen Don-
nerstag endet. Die vom Joint 
Air Power Competence Centre 
(JAPCC) mit Sitz in Kalkar 
durchgeführte Konferenz 
agierte unter dem Anspruch, 
»Entscheidungsmachern in 
Schlüsselpositionen« bei der 
»Sicherung der NATO sowie 
von NATO-Interessen« zu hel-
fen. Dieses Jahr drehte sie sich 
um eine als »Nexus« bezeich-
nete Verknüpfung militärischer 
Handlungsebenen. Gesponsert 
wurde die Konferenz von Rü-
stungskonzernen wie der Airbus 
Group oder United Technolo-
gies.  
 (jW)

Marburger Bund fordert 
5,4 Prozent mehr Lohn
Berlin. Am Mittwoch hat der 
Marburger Bund seine Forde-
rung für die anstehende Ta-
rifrunde bekanntgegeben. Der 
Interessenverband verlangt für 
die Ärzte kommunaler Kranken-
häuser 5,4 Prozent mehr Lohn. 
Auch sollen die Bereitschafts-
dienste auf höchstens zwei 
Wochenenden im Monat be-
grenzt werden. »Das Verhältnis 
zwischen Arbeitsleistung und 
Erholung muss endlich besser 
werden«, erklärte der Vorsitzen-
de des Marburger Bundes, Ru-
dolf Henke. Die hohe Belastung 
durch ungünstige Arbeitszeiten 
erschwere für viele Ärzte das 
Familienleben und die Freizeit-
planung.

Die Tarifverhandlungen 
für etwa 55.000 Ärzte in bun-
desweit gut 600 kommunalen 
Krankenhäusern beginnen 
am 18. Dezember und werden 
mit der Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeber (VKA) 
ausgetragen. Die Laufzeit des 
Tarifabschlusses soll ein Jahr 
betragen.  
 (jW)

Pro Asyl kritisiert  
Kindeswohlgefährdung
Frankfurt am Main. Zum 
heutigen 25. Jahrestag der 
Verabschiedung der UN-Kin-
derrechtskonvention hat die 
Flüchtlingsorganisation Pro 
Asyl deren mangelhafte Um-
setzung kritisiert. Besonders 
ein aktueller Gesetzentwurf 
der bayerischen Landesregie-
rung, der vorsieht, zukünftig 
auch unbegleitete minderjähri-
ge Flüchtlinge einem bundes-
weiten Verteilungsmechanis-
mus zu unterwerfen, verletze 
das Kindeswohl. Statt des Wei-
terreichens an andere Stellen 
bräuchten die Kinder Stabilität 
und »das Gefühl der Sicher-
heit«. Marei Pelzer, rechts-
politische Referentin von Pro 
Asyl, erklärte dazu: »Wer die 
Kinderrechte ernst nimmt, darf 
Minderjährige nicht als reinen 
Kostenfaktor betrachten.« Der 
Initiative Bayerns lägen hinge-
gen rein fiskalische Gesichts-
punkte zugrunde.  
 (jW)

Quasi über Nacht hat sich die 
Menge des in Deutschland an-
gefallenen und noch anfallen-

den schwach- und mittelradioaktiven 
Atommülls mehr als verdoppelt. Ging 
die Bundesregierung bis vor kurzem 
noch von 298.000 Kubikmetern strah-
lenden Abfällen aus, so rechnet sie jetzt 
mit etwa 600.000 Kubikmetern. Das 
geht aus dem Entwurf eines »nationalen 
Entsorgungsplans« hervor, den die Re-
gierung derzeit mit den Bundesländern 
abstimmt. Die neue Zählung berücksich-
tigt – wie von Atomkraftgegnern schon 
lange gefordert – erstmals auch offiziell 
die radioaktiven und giftigen Rückstän-
de aus der Urananreicherung. Das abge-
reicherte Uran schlägt mit rund 100.000 
Kubikmetern zu Buche. Bislang war es 
aus der Bilanz gefallen, weil man es als 
»Wertstoff« betrachtete.

Der Kurswechsel stößt soweit auf 
Zustimmung von Umweltschützern und 
Opposition. »Es ist gut, dass die Bun-
desregierung beim Thema Atommüll be-
ginnt, sich der Realität zu stellen«, sagte 
der zuständige Experte der Linksfrak-
tion im Bundestag, Hubertus Zdebel, 
am Dienstag. Jetzt müsse die Regierung 
aber auch die rechtlichen Konsequenzen 
ziehen und den Uranmüll offiziell als 
radioaktiven Abfall deklarieren.

Auf weitere 200.000 Kubikmeter 
wird das Volumen der Fässer taxiert, 
die aus dem havarierten Bergwerk Asse 
herausgeholt werden müssen. In die ehe-
malige Kaligrube im Kreis Wolfenbüttel 
wurden zwischen 1967 und 1978 neben 
etlichen Behältern mit Chemierückstän-
den auch 126.000 mit Atommüll ge-
bracht. Nach der Bergung, sofern diese 
überhaupt gelingt, muss der strahlende 
Abfall neu verpackt werden. Auch die 
Asse-Fässer waren bisher von der Regie-
rung nicht berücksichtigt worden.

Die Berechnungen werfen neue Fra-
gen auf. Vor allem danach, wo das al-
les entsorgt werden soll. Bisher wurde 
das frühere Eisenerzbergwerk »Schacht 
Konrad« in Salzgitter für die Aufnah-
me der schwach- und mittelradioaktiven 
Abfälle festgesetzt. Das Problem: Für 

»Konrad« ist lediglich die Verbringung 
von bis zu 303.000 Kubikmeter Müll 
erlaubt. Eine Vergrößerung des End-
lagers wäre nur mit einem neuen Ge-
nehmigungsverfahren möglich. Laut 
»Entsorgungsplan«-Entwurf will die 
Regierung darüber aber erst entscheiden, 
wenn es in Betrieb ist. Derzeit ist dafür 
das Jahr 2022 angepeilt.

Umweltschützer in Salzgitter und 
Umgebung wurden aufgeschreckt. »Was 
sich hier abzeichnet, ist ein großange-
legter Betrug an den Menschen in und 
um Salzgitter«, erklärte der Landwirt 
Ludwig Wasmus von der atomkraftkri-
tischen »Arbeitsgemeinschaft Schacht 
Konrad« am Dienstag. Er kritisierte, 
dass bei der Endlagersuche zwar Trans-
parenz beschworen, diese aber nicht ein-
gelöst werde: »Wenn die Bundesregie-
rung mehr und anderen Müll in Schacht 
Konrad lagern will, dann soll sie die 
Karten auf den Tisch legen und die Er-
weiterung jetzt beantragen.«

Viele Initiativen und die Linkspartei 
fordern nun, das Mandat der Endlager-
Kommission auszuweiten. Bislang soll 
das Expertengremium die Suche nur 
nach einem Depot für hochradioaktive 
Abfälle vorbereiten. »Was wir brauchen, 
ist eine umfassende Debatte über alle 
Arten von Atommüll«, so Linkspartei-
Fachmann Zdebel. Nicht nur die Frage 
der langfristig sicheren Lagerung hoch-
radioaktiven Mülls sei ungelöst, »auch 
bei den leicht- und mittelradioaktiven 
Abfällen stehen wir vor einem Scherben-
haufen«.

Um das Problem nicht noch größer 
werden zu lassen, ist es nach Meinung 
der Antiatomorganisation »ausge-
strahlt« zudem höchste Zeit, die weite-
re Produktion von Atommüll schneller 
als vorgesehen zu stoppen. Das betrifft 
sowohl die neun noch laufenden Kern-
kraftwerke wie auch die Brennelemente-
fabrik in Lingen und die Urananreiche-
rungsanlage in Gronau.

Außerdem wies deren Sprecher Jo-
chen Stay am Mittwoch darauf hin, dass 
ermittelt werden müsse, wer für kaput-
te Atommüllfässer verantwortlich sei. 
Das NDR-Magazin »Panorama 3« be-
richtete am Dienstag abend, dass an 17 
Standorten in Deutschland insgesamt 
fast 2.000 davon existieren, die verro-
stet oder anderweitig beschädigt sind. 
Dieses Ausmaß war bislang unbekannt. 
»Als Begründung weisen die Eigentümer 
des Mülls und die Behörden unisono dar-
auf hin, dass ursprünglich eine frühere 
Einlagerung in ›Schacht Konrad‹ geplant 
gewesen sei und niemand damit gerech-
net habe, dass diese Fässer so lange ober-
irdisch aufbewahrt werden müssen«, so 
Stay. Dabei werde die Zwischenlagerung 
immer nur befristet von den Behörden 
genehmigt. Nun müsse geklärt werden, 
ob sich Betreiber darüber hinweggesetzt 
oder Behörden der jahrzehntelangen un-
sachgemäßen Verwahrung zugestimmt 
hätten.

Wundersame Vermehrung
Bundesregierung rechnet nun mit doppelt soviel radioaktiven Abfällen. Endlagerfrage 
genauso ungeklärt wie Verantwortung für beschädigte Atommüllfässer. Von Reimar Paul

In Morsleben lagern knapp 37.700 Kubikmeter Atommüll – auch die Stillegung dieses Lagers verzögert sich
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Jeder siebte Mensch über 65 Jahre 
war im vergangenen Jahr in der 
BRD »armutsgefährdet«, wie es 

in Behördendeutsch heißt. Gemäß der 
Definition der Europäischen Union 
trifft dies auf jene zu, die über weniger 
als 60 Prozent des mittleren Einkom-
mens verfügen. Für das Jahr 2013 lag 
dieser Wert nach dem Mikrozensus 
bei 892 Euro pro Monat für einen Ein-
personenhaushalt. Außerdem teilte das 
Statistische Bundesamt am Mittwoch 
mit, dass damit das relative Armuts-
risiko für die Altersgruppe sowohl in 
West- als auch in Ostdeutschland um 
1,1 Prozentpunkte seit 2011 gestiegen 
sei. Noch sind weniger alte Menschen 
in den sogenannten neuen Bundeslän-
dern arm. Die Quote liegt dort unter 
dem Durchschnitt bei 12,5 Prozent, 
während sie im Westen leicht darüber 
bleibt. Diese Verteilung wird sich in 
den kommenden Jahren voraussicht-
lich umkehren, da die Armutsquote 
aller Menschen in Ostdeutschland mit 

19,8 Prozent deutlich über derjenigen 
in Westdeutschland mit 14,4 Prozent 
liegt.

Und schon bald werden in den neu-
en Bundesländern diejenigen in Rente 
gehen, deren Arbeits- und Erwerbsbio-
graphien nach 1989 zerstört wurden. 
»Wenn nicht sowohl die Rente als auch 
der Arbeitsmarkt reformiert werden, 
droht in ein paar Jahren Millionen 
Rentnern besonders in Ostdeutschland 
der Gang zum Sozialamt«, befürchtete 
so auch Wolfgang Stadler, Bundesvor-
sitzender der Arbeiterwohlfahrt, am 
Mittwoch. So stieg die Zahl der Per-
sonen über 65 Jahren, die Grundsiche-
rung, beziehen im vergangenen Jahr um 
7,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. 
Hinzu komme, dass viele Menschen, 
die einen Anspruch hätten, diesen aus 
Scham oder Unkenntnis nicht wahrneh-
men, so Stadler.

Zugleich veröffentlichte die Bundes-
regierung den Rentenversicherungsbe-
richt 2014. Dieser blendet die statisti-

schen Ergebnisse aus und zeichnet ein 
»sehr erfreuliches« Bild der Finanzent-
wicklung. Der »Schätzerkreis Renten-
versicherung« geht für das Jahresende 
von einer Nachhaltigkeitsrücklage von 
rund 33,5 Milliarden Euro aus, was 1,82 
Monatsausgaben entspricht. Da damit 
die gesetzliche Obergrenze von 1,5 Mo-
natsausgaben überschritten ist, wird der 
monatliche Rentenbeitrag ab 1. Januar 
2015 von 18,9 auf 18,7 Prozent gesenkt. 
Der Bericht verspricht darüber hinaus 
eine Steigerung der Renten um rund 
zwei Prozent pro Jahr bis 2028. Trotz-
dem geht die Bundesregierung von ei-
ner Senkung des Sicherungsniveaus der 
Rente von 48 Prozent in diesem Jahr 
auf 44,4 Prozent im Jahr 2028 aus. 
Der Wert beschreibt das Verhältnis der 
Altersbezüge eines sogenannten Stan-
dardrentners, also einer Person mit 45 
Beitragsjahren als Durchschnittsverdie-
ner, gegenüber dem aktuellen Durch-
schnittslohn. Wie viele Personen über-
haupt diesem Standard entsprechen, ist 

dabei nicht von Belang.
Des weiteren hält die Bundesregie-

rung an der Altersgrenze von 67 Jahren 
für den Rentenbezug fest. Im kommen-
den Jahr wird diese von 65 Jahren zum 
vierten Mal um einen weiteren Monat 
angehoben. In dem Bericht verweist 
das Bundesarbeitsministerium auf die 
gestiegene Erwerbsbeteiligung älterer 
Beschäftigter. Trotzdem müssen viele 
Einschnitte in der Alterssicherung hin-
nehmen. »Wenn nur jeder Dritte mit 64 
noch einen sozialversicherungspflichti-
gen Job hat, dann ist die Rente ab 67 für 
mindestens zwei von drei Arbeitneh-
mern eine reine Rentenkürzung«, kri-
tisierte Bernd Riexinger, Vorsitzender 
der Linkspartei, und warf der Bundesre-
gierung vor, die Zahlen »schönzurech-
nen«. Außerdem produziere die Rente 
mit 67 Altersarmut. Mit einem Blick 
auf die vorgelegten statistischen Zahlen 
müsste man wohl genauer sagen: Sie 
produziert weitere Altersarmut.

 Claudia Wrobel

Weitere Altersarmut vorgezeichnet
Statistisches Bundesamt: Mehr einkommensschwache Senioren. Bundesregierung senkt Rentenbeitrag
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Sie sprachen auf der Protestkundgebung am 3. Oktober davon, daß es sich nicht beschönigen 
lasse: „Bundeswehr und NATO lassen hier in Kalkar das Friedensgebot des Völkerrechts weit 
hinter sich.“ 
 
BT Ja, sie sprechen aktuell von ihrer derzeitigen Tätigkeit, der Anwendung tödlicher und nicht-
tödlicher Militärkraft (force). Wörtlich wird in den Dokumenten, die uns vorliegen, von „Luft-, All- 
und Cybergewalt, - also netzbasierte Gewalt - als unabhängige, offensive (!) und möglicherweise 
entscheidende Instrumente für Schläge“ gesprochen. Das ist eine unverhohlen offensive Strate-
gie. Mit unser aller Leben wird ein tödliches Spiel getrieben. Im Tagungsmaterial für 2014 lesen 
wir weiter: „Die zwei Jahrzehnte überdauernde Annahme, dass es in Europa einen Ausgangs-
punkt für einen bedeutenden Krieg (englisch: major war) nicht gibt, ist anzuzweifeln (englisch: is in 
some doubt)“. Das heißt doch: der Krieg ist möglich, und wir werden die Sieger sein. Die NATO 
droht, nun auch über Kalkar zum Selbstmordattentäter an der Menschheit zu werden. Europa ist 
ein Kontinent, teils dicht übersät mit giftigen Chemie- und Industrie- sowie Atomanlagen. Werden 
die getroffen, so stehen Super-GAUs auf der Tagesordnung.  
 
Man könnte sagen: Das sind böse Phantastereien der Militärs, aber „die Politik“ mache da nicht 
mit. Oder gibt es Anzeichen dafür, daß von Kalkar und vom nahegelegenen Uedem aktuelle 
gefährliche Initiativen und Handlungen ausgehen? 
 
BT Die NATO gießt derzeit Öl ins Feuer dadurch, dass sie eine Regierung, in der Partner der NPD 
sitzen, in NATO-Manöver einbezieht, also in der Ukraine und an der russischen Grenze. Der 
Funke kann überspringen auch durch die von Kalkar/Uedem aus dauernd navigierten Eurofighters 
über dem osteuropäischen Luftraum. Und in Wales hat sie eine eigene NATO-Eingreiftruppe mit 
einer Luftraumüberwachung über dem Baltikum und direkt Nahe der Ukraine mit Bundeswehr-
Eurofightern beschlossen. Der Luftraum fällt in die Zuständigkeit des Zentrums für Luftoperationen 
in Kalkar. Der de-fakto-Regierungs-Chef der Ukraine warf Russland vor, den dritten Weltkrieg 
beginnen zu wollen. Wer dieses Wort in den Mund nimmt, spricht von der Apokalypse.  
 
Kalkar ist in der NATO auch für den Luftraum der Ukraine zuständig. Dort mahnen z. B. 15 Atom-
kraftwerke und die Tschernobyl-Ruine zum Frieden. Aber diese Anlagen können doch getroffen 
werden?  
 
BT Ja, mit den heutigen Mitteln und den künftigen. In Kalkar wird die Infrastruktur für den fern-
gesteuerten Drohnenkrieg, für die komplette Automatisierung und Autonomisierung des Krieges in 
Windeseile ausgebaut. Über Krieg und Frieden entscheiden bald Computerprogramme, nicht 
Menschen, wenn real wird, was die Herren über Leben und Tode jetzt schon planen. Wir haben 
die Verantwortung, das teuflische Spiel zu durchkreuzen, bevor es uns abschafft!  
 
Statt den Frieden in den Vordergrund zu stellen, setzt die NATO auf Offensive, zu der neben  
Drohnen, Attacken auf Atomkraftwerke auch Atombomben selbst gehören? 
 
BT Ja, von denen warten immer noch ca. 20 in Büchel bei Koblenz auf ihren Einsatz. Die Nato hat 
ihre Modernisierung statt ihre Abschaffung beschlossen. Auch die Atombombenjets werden von 
Kalkar aus gesteuert. Mit der Fernsteuerung, Automatisierung, Roboterisierung und Autonomisie-
rung des Krieges sollten wir uns nie abfinden. Wir nähern uns dem Punkt, da auch die Militär-
strategen die technologischen Möglichkeiten nicht mehr kontrolliert beherrschen können, die sie in 
die Hände bekommen.  
 
Worum geht es Ihnen ganz aktuell? 
 
BT Wir erklärten am 3. Oktober auf der Protestkundgebung vor der Seydlitz-Kaserne in Kalkar: 
„Wir fordern die ersatzlose Schließung der Einrichtungen für den Krieg im 21. Jahrhundert hier in 
Kalkar und das Verbot von Konferenzen zur Kriegsvorbereitung. Die Friedensbewegung muss 
deshalb mit der Umwelt- und Gewerkschaftsbewegung sowie weiteren sozialen Bewegungen 
gezielter zusammenarbeiten, im Interesse des Lebens auf der Erde.  


